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se Ursachen sind in erster Linie der 
hohe Anteil an Arbeitsplätzen, die 
krank machen, sowie die Alterung der 
Bevölkerung.

„Vor mehr oder weniger fünf Jahren 
begnügten sich die Politiker noch 
damit, zumindest Lippenbekennt-
nisse zu präventiven Maßnahmen im 
Zusammenhang mit realisierbarer 
Arbeit abzugeben. Heute steht vor al-
lem der Einzelne im Mittelpunkt der 
Anliegen. Die Hauptsache ist, dass 
der kranke Arbeiter wieder arbeiten 
kann - mit oder ohne Sanktionen.“

In der gemeinsamen Stellungnah-
me, die sie im vergangenen Monat 
zur Wiedereingliederung von Lang-
zeitkranken in den Arbeitsmarkt ab-
gegeben haben, begnügen sich die 
Sozialpartner nicht einfach damit, 
den Sanktionsprozess zu missbilli-
gen. Sie stellen auch fest, dass die 
vorgeschlagenen positiven Reformen 
nicht ausreichen, um die enormen 
Herausforderungen bei der wach-
senden Zahl von Langzeitkranken zu 
bewältigen. Die Sozialpartner laden 
daher die Regierung ein, sich ihnen 
anzuschließen und sich stärker auf 
zusätzliche Präventionsmaßnahmen 
zu konzentrieren. 

Zu den positiven Reformen, die disku-
tiert werden, gehört die Abschaffung 
der „Entlassungsmaschine“, die darin 
besteht, das Wiedereinstellungsver-
fahren zur Entlassung kranker Arbeit-
nehmer zu nutzen und zu missbrau-
chen. Die CSC widersetzt sich dieser 
Maßnahme, seitdem sie im Jahr 2016 
eingeführt wurde. Wir freuen uns, 
dass dieser Missbrauch nach aus-
reichendem Druck und nachdem der 
Rechnungshof unserer Analyse zu-
stimmte, verschwinden wird.

So wie sie diese „Entlassungsma-
schine“ bekämpfte, wird sich die CSC 
auch den Sanktionen gegen Langzeit-
kranke entgegenstellen. Eine zyni-
sche Frage bleibt unbeantwortet: Wie 
lange wird die politische Welt dies-
mal an ihrer problematischen Politik 
festhalten, bevor sie auch auf diese 
Maßnahme verzichtet?

der Begleitung und drängt Menschen, 
die sich bereits in einer sehr prekä-
ren Situation befinden, noch tiefer 
ins Elend.

Die Hälfte der Haushalte mit einem 
langfristig kranken Mitglied hat be-
reits Schwierigkeiten, über die Run-
den zu kommen, und 40 % von ihnen 
müssen die medizinische Versorgung 
verschieben. „Ich verstehe nicht, wa-
rum ein Gesundheitsminister denkt, 
dass die Verhängung einer finanzi-
ellen Strafe gegen eine Gruppe, die 
darum kämpft, die notwendigen Me-
dikamente zu finanzieren, eine gute 
Maßnahme sein kann, und dass er 
herablassend darauf hinweist, dass 
nur 2,5 % der Zulage einbehalten wer-
den können“, sagt Maarten Hermans, 
CSC-Experte für Fragen des Wohlbe-
findens am Arbeitsplatz.

„Die angekündigten Sanktionen wer-
den nicht dazu beitragen, mehr Lang-
zeitkranke wieder in Arbeit zu brin-
gen. Auf der anderen Seite sind sie 
sehr effektiv, um die Debatte von den 
wahren Ursachen für den Anstieg der 
Zahl der Langzeitkranken abzulen-
ken“, erklärt Maarten Hermans. Die-

Minister Vandenbroucke kündigte 
Mitte Mai an, dass er im Rahmen der 
Beschäftigungspolitik an seiner Ab-
sicht festhalte, Langzeitkranke entge-
gen der Meinung von Experten, Pati-
entenverbänden und selbst entgegen 
der einstimmigen Position der Sozi-
alpartner finanziell zu sanktionieren.

Für die CSC ist dies reinste Schikane, 
nicht mehr und nicht weniger. In der 
Tat zeigen Studien und Erfahrungen, 
die im Ausland durchgeführt wurden, 
dass Sanktionen in Bezug auf Ent-
schädigungen für Langzeitkranke ein-
fach nicht funktionieren (im Gegen-
teil), um einen Arbeitsplatz zu finden. 

Tatsächlich wollen diese selbst an 
ihren Arbeitsplatz zurückkehren. Und 
Hindernisse wie die Sprachbarriere, 
administrative Probleme oder eine 
prekäre Situation führen in der Regel 
zu einem offensichtlichen Mangel an 
Zusammenarbeit in den begleiten-
den Prozessen.

Auch die Gefahr eines Einkommens-
verlustes kann keine angemessene 
Lösung sein. Sie untergräbt das not-
wendige Vertrauen in den Prozess 

Bekämpft krankmachende Arbeit, 
nicht erkrankte Arbeitnehmer

Der CSC ist es völlig unverständlich, dass die Regierung Sanktio-
nen gegen Langzeitkranke verhängt. Solche Maßnahmen sind nicht 
wirksam, verschlechtern die Situation der Kranken und blenden die 
Hauptursache für eine halbe Million Langzeitkranke aus, nämlich die 
Weigerung, eine Arbeit aufzunehmen, die Menschen krank macht.
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lung gehalten haben“, erklärt Marc  
Niessen, Regionalsekretär der CSC 
Liège-Verviers-Ostbelgien. „Die Divi-
denden, die Unternehmen weltweit 
an ihre Aktionäre abwerfen, sind 
ebenfalls auf Rekordhoch. Alleine 
von 2020 auf 2021 sind Dividenden 
weltweit um mehr als 16 % gestiegen. 
Insgesamt macht das mehr als 1.300 
Milliarden Euro.“

Seit Jahren fordern die Gewerkschaf-
ten eine Abschaffung des Lohnnorm-
gesetzes. „Wir wollen endlich wieder 
über unsere Löhne verhandeln dür-
fen, wie es jedem Arbeitnehmer und 
jeder Arbeitnehmerin zusteht. Wir sa-
gen, weg mit den Fesseln des Lohn-
gesetzes, und her mit echten Tarifver-
handlungen“, so Marc Niessen.

beitgeber und Regierung stellen sich 
aber taub, was die Forderungen der 
Gewerkschaften betrifft.

„Die Gewinnmargen der belgischen 
Unternehmen sind auf Rekordhoch. 
Trotz der Gesundheitskrise haben 
manche Sektoren das Geld mit 
der Schubkarre eingefahren, wäh-
rend ihre Mitarbeiter mitten in der  
Coronakrise und oft ohne ausrei-
chend Schutz jeden Tag die Stel-

„Bring mich zum Marktplatz“ stand 
auf den Luftballons, die die CSC- 
Militanten am 13. Mai in Eupen ver-
teilten. Die CSC hatte zu einem Ak-
tionstag am Marktplatz aufgerufen. 
Dabei wurde das Gespräch mit den 
Bürgerinnen und Bürgern gesucht 
und über die aktuelle Situation aus-
getauscht. Denn viele Menschen 
müssen sich zwischen Essen, Heizen 
und medizinischer Pflege entschei-
den, das ist einfach inakzeptabel. Ar-

Für mehr Kaufkraft: 
CSC-Aktionstag in Eupen
In den letzten Wochen und Monaten sind die Gewerkschaften 
mehrfach auf die Straße gegangen, um gegen die explodierenden 
Energiepreise zu protestieren. Die Situation ist für viele Bürgerinnen 
und Bürger unhaltbar geworden. Ihre Kaufkraft muss unbedingt 
gestärkt werden. Darauf hat die CSC bei einem Aktionstag in Eupen 
und Lüttich erneut hingewiesen. 
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Für mehr Lohn,
weil ALLES so TEUER ist!

Großdemo am 20. Juni

Nationalkundgebung in Brüssel

Es ist Zeit zu handeln!
Wohnung, Heizung, Lebensmittel, 
Sprit,... Die Preise explodieren und 
machen das Leben immer teurer. Das 
Problem ist, dass die Einkommen 
nicht in gleichem Maße steigen, da 
Lohnerhöhungen durch das Lohn-
normgesetz stark eingeschränkt sind. 
Selbst in Unternehmen, die große Ge-
winne einfahren, hindert uns das Ge-
setz daran, mehr zu verhandeln.

Die Lebenshaltungskosten sind zu 
einem Problem geworden. Die Löhne 
sind zu niedrig, um allen Haushal-
ten einen vollen Einkaufswagen zu 
ermöglichen. CSC, FGTB und CGSLB 
fordern die Politiker auf, sich der Si-
tuation bewusst zu werden und das 
Lohnnormgesetz zu ändern. 87.390 
Personen haben unsere Petition un-
terzeichnet. Das Parlament ist nun 
gezwungen, eine Debatte über das 
Lohnnormgesetz zu führen. Wir müs-
sen den Druck aufrecht erhalten, da-
rum organisieren wir am 20. Juni eine 
Nationalkundgebung in Brüssel.

Zeit für AKTIONEN!

Demo in Lüttich
In Lüttich fand am 13. Mai die dritte 
Aktion innerhalb von drei Monaten 
für die CSC Liège-Verviers-Ostbelgien 
(LVO) statt. „Wir sind mobilisiert, um 
das Lohnnormgesetz zu stoppen und 
unsere Kaufkraft zu stärken. Das ist 
eine absolute Priorität“, sagt Jean-
Marc Namotte, Bezirkssekretär der 
CSC LVO. „Zum ersten Mal seit sehr 
langer Zeit trauen sich Arbeitnehmer 
und sogar Vollzeitbeschäftigte nicht 
mehr, ihre Post zu öffnen, aus Angst 
vor Rechnungen.“

Gaston Merkelbach, Präsident der CSC 
LVO, stellt dasselbe fest: „Erst letzte 
Woche sagte eine Reinigungskraft zu 
mir: Von meinem Unternehmen erhal-
te ich 40 Euro pro Monat für Fahrtkos-
ten. Es kostet mich aber 200 Euro im 
Monat, um zu den Kunden zu fahren. 
Bei einem Nettogehalt von 1.100 Euro 
zahle ich also 160 Euro aus eigener 
Tasche hinzu. Das ist moderne Skla-
verei, erbärmlich und derer unwürdig, 
die uns regieren!“

„Für die Bevölkerung ist es inakzepta-
bel, dass die Gewinne einiger Unter-

nehmen weiterhin explodieren, ohne 
dass die Arbeitnehmer davon profitie-
ren. Man muss wieder Freiheit erlan-
gen, wo es möglich ist. Man muss uns 
erlauben, unsere Löhne kollektiv aus-
zuhandeln“, fügt Jean-Marc Namotte 
hinzu. „Danach gilt es, neue Mittel für 
die öffentlichen Dienstleistungen zu 
suchen und somit die Einkommen, die 
nicht genug beitragen, zur Kasse zu 
bitten und gegen Steuerschlupflöcher 
vorzugehen, mit Blick auf eine pro-
gressivere Besteuerung der Arbeit“, 
fährt er fort. 

Für Gaston Merkelbach ist es notwen-
dig, dass „der Reichtum dieses Lan-
des künftig nach einem neuen Modell 

verteilt wird. Lassen wir die Logik der 
Schecks wie Konsumschecks, Öko-
schecks oder auch den sogenannten 
Cafeteria-Plan hinter uns. Gehen wir 
gegen Steuerschlupflöcher vor und 
geben wir dem öffentlichen Dienst 
neue Mittel. Fordern wir, dass die 
Unternehmen dort, wo Gewinne oder 
Dividenden erwirtschaftet wurden, 
verpflichtet werden, die Löhne und 
Gehälter in gleichem Maße zu erhö-
hen.“

Nach dem Aktionstag steht eines fest: 
Die Mobilisierung lässt nicht nach 
und viele werden am 20. Juni in Brüs-
sel dabei sein.
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Die CAB wird manchmal als eine Art Ozeandampfer in der 
Welt der belgischen sozialen Organisationen bezeichnet. 
Ihre breite Basis - die CAB umfasst eine Gewerkschaft, 
eine Krankenkasse, eine Bürgerbewegung, eine Frauen- 
und eine Jugendbewegung - verleiht ihr eine unbestreit-
bare und unumgängliche Handlungsstärke. Aufgrund ihrer 
besonderen Struktur an der Schnittstelle von fünf Organi-
sationen, die aus der christlichen Säule hervorgegangen 
sind, ist die CAB eine Art Ufo in der 
belgischen Vereinslandschaft. Ein 
Ufo, das die Zeit, die Epochen und 
die Herausforderungen überdau-
ert und dabei seinen Kurs auf eine 
gerechte, nachhaltige und gleichbe-
rechtigte Welt beibehält. Hundert 
Jahre lang dauert ihr Kampf für die-
ses Ziel an! Dieser Jahrestag bietet 
die Gelegenheit, die Errungenschaf-
ten zu feiern, für die die CAB ge-
kämpft hat: das allgemeine Wahlrecht, das Arbeitsrecht, 
eine umfassende soziale Absicherung, die Schulpflicht, 
die Vereinigungsfreiheit, aber auch die Durchsetzung kul-
tureller Rechte wie das Dekret über lebenslanges Lernen. 
Diese Kämpfe zeigen, dass der soziale Fortschritt für die 
CAB untrennbar mit dem kulturellen Fortschritt verbun-
den ist und dass die Einbeziehung aller Bevölkerungs-
gruppen und die Solidarität im Mittelpunkt des von ihr 
verteidigten Gesellschaftsmodells stehen müssen.

Hinterfragen
Aber die Sozialdemokratie, zu deren historischen Akteu-
ren die CAB gehört, ist nach vierzig Jahren neoliberaler 
Politik und einer demokratischen Krise, in der sie an Le-
gitimität verloren hat, geschwächt. Für die einen ist die 
Sozialdemokratie am Ende ihres Programms angelangt 

und hat es (noch) nicht geschafft, ein neues zu gestalten. 
Für andere ist sie gewissermaßen von den ungleichen 
Grundlagen ihres Vorhabens und den Grenzen ihrer Kom-
promisse eingeholt worden: Zwar hat die Sozialdemokra-
tie das Los der Arbeitnehmer und der Personen in sehr 
prekärer Lage deutlich verbessert, doch die erkämpften 
Rechte galten und gelten teilweise nur für einen Teil der 
Bevölkerung und stützen sich auf eine produktivistische 

Logik, die die Ressourcen der südli-
chen Länder ausbeutet. Es ist an der 
Zeit, sich die Mittel für eine gemein-
same Wiederaneignung und eine 
Debatte um die Sozialdemokratie zu 
verschaffen. In diesem Rahmen war 
ein Teil der Sozialen Woche dieser 
Fragestellung gewidmet, insbeson-
dere im Hinblick auf ein Überden-
ken ihrer Zukunft.

Sich neu erfinden
Die CAB/MOC ist im französisch- und deutschsprachigen 
Teil Belgiens vertreten und aktiv. Zurzeit betreffen ihre 
Aktionen mehr als eine Million Menschen. Die CAB bie-
tet auch zahlreiche Dienstleistungen für die breite Öf-
fentlichkeit an: einen Informations- und Volksbildungs-
dienst (Ciep), ein Netzwerk zur beruflichen, sozialen und 
staatsbürgerlichen Emanzipation von arbeitsmarktfernen 
Gruppen (AID), ein Kompetenzzentrum für Sozial- und So-
lidarwirtschaft (Syneco) und eine NGO, die sich für soziale 
Gerechtigkeit und Gleichheit in den Ländern des Südens 
einsetzt (WSM). Die CAB/MOC und ihre Mitgliedsorganisa-
tionen schlagen nun gemeinsam ein neues Kapitel in ihrer 
Geschichte auf. Sie hoffen, dass in diesem neuen Kapitel 
mindestens genauso viele neue Rechte errungen werden 
wie in den vergangenen 100 Jahren.

Die CAB/MOC wurde 100. Ja und!?
Die Christliche Arbeiterbewegung (CAB/MOC) feierte im April ihr 100-jähriges Bestehen anlässlich der 
100. Ausgabe der „Sozialen Wochen Wallonie-Brüssel“. Doch was ist die CAB und was macht sie? 

Die Einbeziehung aller 
sozialen Schichten und 
die Solidarität müssen

im Mittelpunkt des 
Sozialmodells stehen.
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Diskriminierung am Arbeitsplatz

Das Dossier

Homophobie und Transphobie stellen eine Verletzung der Rechte und der Würde von Arbeit-
nehmern dar. Trotz der Schutzgesetze sind LGBT+ am Arbeitsplatz immer noch von Diskrimi-
nierung betroffen. Fokus auf die Situation von Transgender-Personen. 

In einer Demokratie sollte jeder 
Mensch die Freiheit haben, seine 
sexuelle Orientierung unbeschwert 
zu leben. Dennoch müssen viele 
LGBT+ (lesbische, schwule, bisexuel-
le, trans-, queere, intersexuelle und 
asexuelle Menschen) ihre sexuelle 
Präferenz oder Geschlechtsidentität 
immer noch verbergen, weil sie ne-
gative Reaktionen von Familie und 
Freunden oder mögliche nachteilige 
Folgen am Arbeitsplatz fürchten. 

In Bezug auf Transgender-Personen 
zeigt beispielsweise eine Studie von 
20181 , dass die Diskriminierung im 
Alltag nach wie vor groß ist. Zwar ga-
ben über 70 % der Befragten an, im-
mer oder fast immer gemäß ihrer Ge-
schlechtsidentität zu leben, doch die 
Hälfte der Befragten nannte die Ar-
beit als eines der größten Hindernis-
se. Max Nisol, Gründungsmitglied der 
Vereinigung Genres Pluriels, erklärt: 
„Es gibt sehr große Diskriminierun-
gen bei der Einstellung von Arbeits-
kräften. Zahlreiche Situationen sind 

darauf zurückzuführen, dass viele 
Arbeitgeber nicht gut informiert sind. 
Aus diesem Grund zögern sie, Trans-
gender-Personen einzustellen, insbe-
sondere Personen, die sich verweib-
lichen. Dies führt zu einer doppelten 
Diskriminierung: Trans* zu sein und 
als Frau betrachtet zu werden, mit 
den damit verbundenen sexistischen 
Diskriminierungen. Diese Arbeitgeber 
lehnen die Einstellung ab oder be-
haupten, sie hätten jemand anderen 
gefunden.“

Die Auswirkungen von 
Misgendering
Die Diskriminierung von LGBT+ macht 
jedoch nicht an den Türen von Büros 
und Betrieben halt. „Homophobie am 
Arbeitsplatz wird nicht ernst genug 
genommen“, stellte Patrick Charlier, 
Direktor der Unia, angesichts der Re-
kordzahl von Dossiers fest, die 2019 
in seiner interföderalen Einrichtung 
angelegt wurden. Beleidigungen 
oder schlüpfrige „Witze“, Verweige-

rung von Beförderungen und von 
Rechten, Ausschluss aus geselligen 
Kreisen und/oder Autoritäts- und 
Machtstrukturen, Verweigerung der 
angemessenen Einrichtung von Du-
schen und Umkleideräumen, Ent-
lassungen... Misgendering, d. h. die 
Nichtbeachtung des Geschlechts 
einer Person durch die Verwendung 
des „Er“, obwohl die Person eine 
„Sie“ sein möchte oder umgekehrt, 
ist eine der Formen der Diskriminie-
rung, die Trans*-Personen betrifft. 
„Misgendern ist eine Diskriminierung, 
die laut Arbeitsrecht zu verurteilen 
ist“, erklärt Max Nisol. „Wenn der Ar-
beitgeber die Geschlechtsidentität ei-
ner Person nicht respektiert, hat dies 
Auswirkungen auf ihr alltägliches Le-
ben und erhöht das Risiko von Beläs-
tigung und Outing2“. Die Weigerung, 
z. B. den Vornamen zu ändern, ohne 
das Geschlecht auf der Gehaltsab-
rechnung zu ändern, ist eine weite-
re Form der Diskriminierung, mit der 
Trans*-Personen manchmal konfron-
tiert sind.

LGBT+: Noch immer 
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Solidarität unter den 
Arbeitern
Manchmal sind die Arbeitskollegen 
Teil des Problems. Aber sie können 
auch Teil der Lösung sein, wenn ein 
Kollege aufgrund von Diskriminierung 
durch den Arbeitgeber in Schwierig-
keiten gerät. „Ich habe schon Arbeits-
kollegen empfangen, die zu einem 
Gespräch unter vier Augen kamen, 
um zu erfahren, wie sie einen Trans*-
Kollegen, der Schwierigkeiten am Ar-
beitsplatz hat, am besten begleiten 
können. Im Gegensatz zu dem trans-
phoben Etikett, das der Welt der Ar-
beiter manchmal anhaftet, habe ich 
dort meine schönsten Erfahrungen 
gemacht...“, schließt Max Nisol.

zeug haben, um gegen Klischees und 
Diskriminierung zu kämpfen, um Ho-
mophobie, Transphobie, Feindselig-
keit und Ablehnung zu bekämpfen“, 
erklärt Malika. „Die CSC verteidigt 
ALLE Arbeitnehmer.“

Viele LGBT+ Personen werden am 
Arbeitsplatz diskriminiert.

Grenzen äußern
„Belästigung beginnt, sobald sich 
eine Person aufgrund von Äußerun-
gen oder Bemerkungen schlecht 
fühlt“, erklärt Malika Borbouse, na-
tionale Koordinatorin für den Dienst 
Diversität der CSC. „Wenn die Per-
sonen trotz Aufforderung nicht auf-
hören und die Grenzen nicht respek-
tieren, handelt es sich eindeutig um 
Belästigung. Aber nicht jeder traut 
sich, seine Grenzen zu äußern... Per-
sonen, die diese Art von Demütigung 
erfahren, zögern, über das Erlebte 
auszusagen.“  

Das belgische Arbeitsrecht ist eines 
der schützendsten für LGBT+ Perso-
nen. Laut dem Gründungsmitglied 
von Genres Pluriels ermöglicht es 
glücklicherweise, „sich bezüglich 
transphober Diskriminierung darauf 
zu stützen. Es gibt einen äußerst prä-
zisen Rahmen und eine Struktur.“

Gewerkschaftsdelegationen 
ausrüsten 
Wenn eine Person aufgrund ihrer 
sexuellen oder geschlechtlichen Ori-
entierung diskriminiert oder beläs-
tigt wird, sollte sie dies zunächst auf 
Betriebsebene der Vertrauensperson 
oder dem Berater für psychosoziale 
Prävention melden. Gewerkschafts-
vertreter haben ebenfalls eine zu-
hörende und unterstützende Rolle 
zu spielen, auch wenn Tabus oder 
Unkenntnis des Themas ihnen die 
Aufgabe erschweren, die Rechte von 
LGBT+ Arbeitnehmern im Betrieb 
durchzusetzen. „Sie müssen das Rüst-

Antoine: „Ich habe einen starken 
Charakter, das hat mich geschützt. 
Ich reagiere sofort, wenn man mich 
beleidigt. In der Schule gab es Kon-
flikte. Aber das betrifft alle Minder-
heiten, Menschen, 
die korpulenter sind, 
eine andere Herkunft 
haben... Bei meinen 
ersten Studentenjobs 
in der Metzgerei habe 
ich im selben Betrieb 
wie mein Vater ge-
arbeitet. Was mich 
mehr störte, waren 
homophobe Bemer-
kungen, weil sie dich 
mit deiner eigenen 
Sexualität konfron-
tieren. Ich machte mir mehr Sorgen 
um meinen Papa, der im selben Be-
trieb arbeitete. Auch wenn die Fami-
lie uns akzeptiert, wir wollen nicht, 
dass man mit dem Finger auf sie 
zeigt.“

Nicolas (Vorname geändert) arbei-
tet in der Automobilbranche. In 2019 
begegnet er mit seinem Ehemann 
einem Kollegen in einem Geschäft. 
Die gesamte Belegschaft erfährt 

schnell von seiner 
sexuellen Orien-
tierung. Er wird 
beleidigt und mit 
einem Pädophi-
len gleichgestellt. 
Ein Teil seiner Vor-
gesetzten fordert 
A u s z u b i l d e n d e 
und Praktikanten 
auf, nicht mit ihm 
zusammenzuar -
beiten. „Ich habe 
Antidepressiva ge-

nommen. Aber nur wenn ich Sport 
mache, kann ich all das vergessen.“ 
Der psychosoziale Dienst des Sozi-
alsekretariats des Arbeitgebers wies 
nach, dass Nicolas ein Diskriminie-
rungsopfer ist. Aber am Ende dieses 
Verfahrens erhielt der dafür Verant-
wortliche lediglich eine Verwarnung 
...
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1  „Être une personne transgenre en Belgique, 
dix ans après“ (belgium.be)

2  Outing ist die Offenlegung der sexuellen 
Orientierung oder Geschlechtsidentität ei-
ner Person ohne deren Zustimmung oder 
gegen deren Willen.

Erfahrungsberichte von Opfern von Homophobie 
(Auszüge)
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https://igvm-iefh.belgium.be/sites/default/files/118_-_etre_une_personne_transgenre_en_belgique.pdf
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Werden die Entscheidungen von 
Trans*-Personen im Arbeitsumfeld 
generell respektiert?

Sowohl auf Gewerkschafts- als auch 
auf Arbeitgeberebene muss man ver-
stehen, wie man dafür sorgen kann, 
dass es gut läuft. Denn damit es 
klappt, muss etwas getan werden. Bei 
Untätigkeit kommt es oft zu Proble-
men. Wir brauchen Beispiele für gute 
Praktiken.

Verbessert sich die Situation mit 
der Zeit?

Ja, das tut sie: Die Situation war ka-
tastrophal, aber wir machen langsam 
Fortschritte. Ein wichtiger Meilen-
stein ist erreicht, wenn die Menschen 
Transgender-Personen mit der richti-
gen Terminologie, den richtigen Aus-
drücken und dem richtigen Vorna-
men ansprechen... Es sind noch viele 
weitere Schritte erforderlich, bis es 
kein Misgendering mehr gibt oder bis 
in Unternehmen die angemessene 
Einrichtung von Duschen und Um-
kleideräumen nicht mehr abgelehnt 
wird.

dürfen nicht verharmlosen, was sie 
erleben. Wenn Personen im Zusam-
menhang mit einer Diskriminierung 
oder einem Coming-out den berufli-
chen Aspekt ansprechen, verweisen 
wir sie systematisch an die Gewerk-
schaften.

Wie gut sind die 
Gewerkschaftsdelegationen 
über die Besonderheiten dieser 
Diskriminierungen informiert?

Viele Situationen sind darauf zurück-
zuführen, dass nur wenige Arbeitge-
ber gut informiert sind. Es bedarf der 
Vermittlung, um den Informations-
stand der Arbeitgeber zu ermitteln, 
und hier ist eine Partnerschaft mit 
einer Gewerkschaft wichtig. Aber es 
muss auch an der Ausbildung der 
Gewerkschaftsdelegationen gearbei-
tet werden: Manchmal kommt es zu 
transphober Diskriminierung durch 
Gewerkschaftsvertreter, weil sie nicht 
Bescheid wissen oder sich der - mög-
lichen - Diskriminierung nicht be-
wusst sind. 

     Das Dossier 

Mehr Infos?  

Dienst Diversität der FEC-CSC: www.csc-diversite.be – 02 246 32 16 – diversite@acv-csc.be

Plattform LGBT@work: Die LGBT-Plattform setzt sich aktiv für die Rechte von LGBT+ Personen im 
Bereich der Beschäftigung ein – www.lgbt-at-work.be

Max ist Gründungsmitglied der 
Vereinigung Genres Pluriels, die 
versucht, die Diskriminierung 
von Transgender-, genderflui-
den, intersexuellen und anderen 
Personen am Arbeitsplatz sicht-
bar zu machen und zu bekämp-
fen. Ein Interview mit diesem 
48-jährigen Psychologen und 
Ausbilder, der diese Art von Dis-
kriminierung selbst erlebt hat. 

Welche Dienste bietet der 
gemeinnützige Verein Genres 
Pluriels an?

Genres Pluriels besteht aus sechs fest 
angestellten Personen, die Trans-
gender- und intersexuelle Personen 
informieren, sichtbar machen und 
unterstützen. Wir organisieren be-
rufliche Schulungen, unter anderem 
zu rechtlichen Fragen, Beschäftigung, 
Menschenrechten, sexueller Gesund-
heit usw. Wir bieten auch individuelle 
Betreuung für Trans*-Personen und 
ihr Umfeld im weitesten Sinne (El-
tern, Freunde, Kollegen usw.) an.

Erhalten Sie viele Beschwerden 
von Personen, die unter ihrer 
Transidentität am Arbeitsplatz 
leiden?

Wir erhalten etwa zehn Anfragen pro 
Jahr. Aber das ist nur die Spitze des 
Eisbergs, denn wie bei anderen For-
men der Diskriminierung gibt es auch 
hier eine Dunkelziffer: das sind alle 
Diskriminierungen, die nicht Gegen-
stand einer Beschwerde sind, weil die 
Betroffenen sich nicht trauen oder 
nicht wissen, dass sie eine Beschwer-
de einreichen können. Sie müssen 
sich bewusst sein, dass ihre Situation 
eine Diskriminierung darstellt, und 

„Wir brauchen unbedingt Erfahrungsberichte 
über gute Praktiken“ 

Nach zwei Jahren Pandemie  
feierte die Belgian Pride am  

21. Mai in Brüssel ihr Comeback.
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http://www.csc-diversite.be
http://www.lgbt-at-work.be
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Kollektive
AZV

Auferlegte und 
erdultete

AZV
Ende der AZV?

Durchschnittliche jährliche 
Arbeitsstunden pro Arbeitnehmer

10 Gründe für die Abschaffung
des Lohnnormgesetzes

In dieser Artikelserie befassen wir uns mit dem Gesetz über die Lohnnorm, das 
1996 verabschiedet und 2017 von der MR und der N-VA zusätzlich verschärft 
wurde und für dessen Abschaffung wir mit klaren Argumenten und Erläuterungen 
kämpfen. Denn dieses Gesetz zwängt die Lohnverhandlungen ungerechtfertig-
terweise in ein Korsett. Es geht zudem von falschen Voraussetzungen aus und 
führt so zu falschen Berechnungen, was die Konkurrenzfähigkeit unserer belgi-
schen Unternehmen gegenüber unseren Nachbarländern betrifft. 

Bewusst wird dabei weder der höheren Produktivi-
tät belgischer Arbeitnehmer Rechnung getragen, 
noch den verschiedenen teuren Geschenken an die 

Arbeitgeber. Man denke hier nur an die Senkungen der 
Arbeitgeberbeiträge, insbesondere die Taxshift und die 
Lohnsubventionen, worin Belgien ein wahrer Meister ist. 
Würde man nämlich alle Lohnsubventionen und Senkun-
gen der Arbeitgeberbeiträge berücksichtigen, so ist z. B. 

der „Lohnkostennachteil“ 2019 in Wirklichkeit ein Vorteil 
von 4 % und das bedeutet konkret, dass die Stundenlöh-
ne der Belgier seit 1996 langsamer gestiegen sind als die 
der Nachbarländer. Aber genau das Gegenteil will man uns 
weismachen. In der letzten Ausgabe haben wir die Gründe 
1 und 2 vorgestellt, weshalb das Lohngesetz abgeschafft 
werden muss.

Grund 3: Die Abschaffung des Lohnnormgesetzes 
 ermöglicht die kollektive Arbeitszeitverkürzung 
Die kollektive Arbeitszeitverkürzung (AZV) gehört zu den 
Kernforderungen der CNE. In unserer Idealvorstellung re-
duziert sie die Arbeitszeit auf 32 Stunden in vier Tagen, 
ohne Lohnverlust, ohne Erhöhung des Arbeitstempos und 
mit ausgleichenden Einstellungen. 

Eine solche Arbeitszeitverkürzung hat zur Folge, dass der 
Stundenlohn der Arbeitnehmer steigt. Diese Erhöhung un-
serer Löhne wird derzeit durch das Lohnnormgesetz ver-
boten. Hier ein Beispiel: Wenn wir die Arbeitszeit nur um 
eine Stunde verkürzen und von durchschnittlich 38 auf 37 

Stunden reduzieren wollten, wäre eine Lohnspanne von 
2,6 % erforderlich, was über die für 2021-2022 gewährten 
0,4 % liegt. 

Die Geschichte der kollektiven Arbeitszeitverkürzung 
zeigt, dass es bis Ende der 1970er Jahre eine große Bewe-
gung gab. In den letzten 30 Jahren ist die gesetzliche Ar-
beitszeit nicht mehr gesunken. Genauer gesagt, die Zahl 
der geleisteten Arbeitsstunden nimmt zwar weiterhin 
ab, aber hauptsächlich aufgrund der explosionsartigen 
Zunahme der Teilzeitarbeit, die weitgehend und haupt-
sächlich Frauen betrifft. Heute arbeitet ein großer Teil 
der Belgier viel und gibt an, dass es ihnen an Lebenszeit 
außerhalb der Arbeit mangelt. Auf ihre legitime Forde-
rung, weniger zu arbeiten, haben die aufeinanderfolgen-
den Regierungen mit einem Abbau von Rechten geantwor-
tet. So kommt es, dass das Arbeitsrecht heute eher mit 
Flexibilität und mehr Arbeitsstunden verknüpft wird als 
mit Zeitkredit, thematischem Urlaub oder vorgezogenem 
Laufbahnende. 

Neben diesen ausgebrannten Arbeitnehmern gibt es an-
dere, die zu wenig oder gar nicht arbeiten. Nicht, weil 
sie sich dafür entscheiden, sondern weil die derzeitige 
Politik es den Arbeitgebern ermöglicht, Teilzeitarbeit zu 
erzwingen und einen Teil von uns regelrecht arbeitslos 
zu machen. Seit Ende der 1970er Jahre haben die auf-
einanderfolgenden Regierungen die Bewegung der Ar-
beitszeitverkürzung ausgebremst, was zu einer Explosion 
der Arbeitslosigkeit und der Teilzeitarbeit geführt hat. 
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Grund 4: Die Abschaffung des Lohnnormgesetzes
 bedeutet eine Refinanzierung der sozialen
 Sicherheit 
Das folgende Schema erklärt die Finanzierung der sozi-
alen Sicherheit. Diese wird zum größten Teil (zu 65 %) 
durch unsere Sozialversicherungsbeiträge und zu einem 
geringeren Teil aus der Staatskasse (und damit durch 
Steuern) finanziert. 

Seit 1944 sind alle Unternehmen verpflichtet, zum di-
rekten („steuerpflichtigen“) Lohn einen proportionalen 
indirekten Lohn hinzuzufügen. Der steuerpflichtige Lohn 
umfasst unseren Nettolohn und unsere Steuern (Berufs-
steuervorabzug). Der indirekte Lohn umfasst die Sozial-
versicherungsbeiträge (Arbeitgeber- und persönliche Bei-
träge). Seit den 1970er Jahren macht der indirekte Lohn 
etwa ein Drittel des Gesamtlohns aus. Mit der „Taxshift“ 
der vorherigen Regierung wurde dieser Anteil weiter auf 
25 % gesenkt, was bedeutet, dass ein Unternehmen für 
1.000 Euro direkten Lohn nun nur noch 250 Euro statt der 
333 Euro sozialisierten Lohn (Sozialbeiträge), die es vor 
der Taxshift hinzufügte, hinzurechnen muss. 

Dieses System ist gleichzeitig eine Versicherung, ein So-
lidaritätsmechanismus und ein Türöffner für die Emanzi-
pation der Arbeitnehmer. Der beste Weg, Armut zu be-
kämpfen, besteht nicht darin, immer mehr punktuelle 
Maßnahmen zu ergreifen, sondern den Wohlstand im Vor-
feld richtig zu verteilen: Das beste Mittel, das dafür je 
gefunden wurde, ist nach wie vor die soziale Sicherheit.

Die Finanzierung der sozialen Sicherheit steht unter 
Druck, zum einen wegen der Politik zur Senkung der So-
zialversicherungsbeiträge wie die Taxshift, zum anderen 
wegen des Lohnnormgesetzes. Denn da dieses Gesetz 
Lohnerhöhungen unterbindet, blockiert es gleichzeitig 
die Erhöhung der indirekten Löhne, also der Sozialver-
sicherungsbeiträge. Der Schlüssel zur Refinanzierung der 
sozialen Sicherheit und insbesondere der Renten ist die 
Erhöhung der Löhne. Und damit die Abschaffung dieses 
Lohnnormgesetzes.

Die Geschichte hat uns gezeigt, dass die Arbeitszeitver-
kürzung das beste Rezept für Vollbeschäftigung ist. Die-
se Feststellung spricht also eindeutig für eine weitere 
kollektive Arbeitszeitverkürzung. Einerseits würde die 
Arbeitszeitverkürzung eine Erhöhung der Arbeitszeit der-
jenigen ermöglichen, die nur teilweise oder gar nicht ar-
beiten können. Andererseits würde sie diejenigen entlas-
ten, die am meisten arbeiten und denen die Möglichkeit 
genommen wird, wieder mehr Lebenszeit außerhalb der 
Arbeit zu finden. 

Beiträge Arbeitgeber

Persönliche Beiträge

Berufssteuervorabzug

Nettolohn

Steuern und 
Abgaben 35 %

Sozial- 
versicherungs-
beiträge 65 %

Der Großteil des Sozialschutzes wird durch unsere Löhne finanziert.
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Die Arbeitszeitverkürzung hat viele Vorzüge, de-
ren positive Auswirkungen weit über das Arbeits-
leben hinausgehen. Sie würde es ermöglichen, 
ein ausgeglicheneres Leben zu führen, mehr 
Zeit zu haben, um sich um sich selbst und sein 
Umfeld zu kümmern. Um wieder auf den Zug der 
kollektiven Arbeitszeitverkürzung aufspringen 
zu können, muss daher zunächst das Lohnnorm-
gesetz abgeschafft werden, das eine kollektive 
Arbeitszeitverkürzung verhindert.

Fortsetzung folgt
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ALLES STEIGT, NUR UNSERE LÖHNE NICHT

Im Februar 2022 Jahres gab es einen alarmierenden Artikel in der Tageszeitung L‘Echo: „Noch nie haben die 
belgischen Unternehmen so hohe Gewinnspannen erzielt.“ Wir gehen in Zahlen auf diese Information ein oder 
was die Arbeitgeber mit dem geschaffenen Reichtum machen. „Überraschung“: sie tun vieles, außer unsere 

Löhne erhöhen.

Die Gewinnspanne, d. h. der Anteil des in den  
Unternehmen geschaffenen Reichtums, der an das Kapi-
tal geht, steigt immer weiter.

Folge dieses Anstiegs der Gewinnspanne ist logischer-
weise ein Rückgang des Anteils des Reich-
tums, der an die Arbeitnehmer geht (unsere 
Löhne und Sozialbeiträge), der so genannte Lohnanteil.

Die Subventionen, die jedes Jahr an die Unternehmen gezahlt werden, sind ebenfalls enorm gestiegen.

Dieser Anstieg des Kapitalanteils und der Subventionen dient nicht dazu, mehr in das Unternehmen zu investieren.

Die Investitionsquote ist stabil geblieben.

Die Subventionen und der Teil des Reichtums, der nicht an die Arbeitnehmer geht, werden also nicht dazu ver-
wendet, um in das Unternehmen zu investieren oder Arbeitsplätze zu schaffen, sondern um die Aktionäre zu 
entlohnen. Es ist Geld da, um unsere Löhne zu erhöhen! Es gibt nur eine Lösung: das Lohnnormgesetz muss weg! 

Quelle: Daten der Belgischen Nationalbank für nichtfinanzielle Unternehmen.

1996 1996
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BITTE EINMAL VOLLTANKEN
MISSION IMPOSSIBLE

Die steigenden Spritpreise sind für den Sektor der häuslichen Hilfe nicht länger 
hinnehmbar und haben schwerwiegende Auswirkungen auf die wesentlichen Aufgaben, 
die von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern erfüllt werden. Es ist Eile geboten. 

Das unterstrichen VertreterInnen der CNE und der Familienhilfe, indem sie DG-
Gesundheitsminister Antoniadis leere Kanister zum Volltanken überreichten.

Die Aufgabe für die Arbeitneh-
merInnen der häuslichen Hilfe 
besteht darin, täglich ihre so-

ziale Arbeit mit ihrem Privatwagen, 
von Haus zu Haus, zu verrichten, um 
die Personen, die ihre Selbstständig-
keit verlieren, und auch deren Fa-
milien zu begleiten. Es gehört auch 
dazu, Praktikanten eng zu begleiten, 
Einkäufe für Nutznießer zu erledi-
gen, an Versammlungen teilzuneh-
men, usw., usw., usw., usw...

„Die ArbeitnehmerInnen der häusli-
chen Hilfe tanken ihre Autos, weil 
sie zur Arbeit fahren, aber auch, 
um eine wichtige gesellschaftliche 
Aufgabe zu erfüllen“, erklärt CNE-
Gewerkschaftssekretärin Vera Hilt. 
„Steigende Treibstoffpreise verrin-
gern die Kaufkraft des Personals: 
Das Dilemma besteht für die Arbeit-
nehmerInnen darin, entweder den 
Tank zu füllen, um die Leistungen zu 
garantieren, oder den persönlichen 
Verpflichtungen nachzukommen.“

Nach Angaben der Gewerkschafterin 
gibt es viele Berichte von Arbeitneh-
merInnen, die die Dringlichkeit ver-
anschaulichen: „Meinen Kühlschrank 
füllen oder Nutznießer besuchen, für 
die wir die einzigen Ansprechpartner 
sind?” oder „Die Ferienaktivität der 
Kinder bezahlen oder mit der alten 
Dame, die ich betreue, die Einkäufe 
erledigen?“ Das sind nicht nur ein-
zelne Härtefälle. Bei vielen ist es am 
Ende des Monats knapp. 

„Wir wollen nicht gezwungen wer-
den, diese Entscheidungen zu tref-
fen, das ist unhaltbar“, so Vera Hilt. 
Der Ausgleich der von Arbeitnehmern 
getragenen Mobilitätskosten ist auf 
den Betrag beschränkt, der im Rah-
men eines jährlichen Rundschreibens 
(das Letzte von Juni 2021) festgelegt 
wird. Die Kilometerpauschale wurde 
für den Zeitraum vom 1. Juli 2021 bis 
zum 30. Juni 2022 auf 0,3707 Euro 
festgesetzt. Die nächste Anpassung 
erfolgt erst im Juli 2022. „Das ist zu 
spät“, so Vera Hilt.

Deshalb überbrachten Vertreterin-
nen der CNE und der Familienhilfe 
DG-Gesundheitsminister Antoniadis 
leere Kanister zum Volltanken (Foto).  
„Minister Antoniadis hat sich unsere 
Forderungen angehört und unter-
stützt sie auch voll und ganz. Effek-
tiv ist die Deutschsprachige Gemein-
schaft bei den Dienstreisekosten 
nicht am direkten Hebel, aber sei-
nerseits kann er auf föderaler Ebene 
unsere Forderungen weiterleiten. 
Minister Antoniadis wird dement-
sprechend ein Schreiben an Finanz-
minister Van Peteghem richten, um 
diese Forderungen auch zu stellen“, 
sagt Vera Hilt.

Die Kraftstoffpreise steigen täglich 
weiter an. Dies wirkt sich auf alle Be-
völkerungsgruppen aus, insbesondere 
auf die am stärksten benachteiligten 
Gruppen, für die die Beschäftigten 
des nicht-kommerziellen Sektors, 
insbesondere der häuslichen Hilfe, 
tagtäglich Hilfe, soziale Begleitung 

und Unterstützung leisten.

Hunderttausende von Haushalten 
sind derzeit nicht in der Lage, ihre 
ständig steigenden Energierech-
nungen zu bezahlen. Unter ihnen 
sind auch die Mitarbeiter des nicht- 
kommerziellen Sektors.

„Eine Krise jagt die andere. Coro-
na hat unser Berufsleben tief ge-
prägt. Die Überschwemmungen und 
die Wirtschaftskrise, die auf die 
Pandemie folgten, bekräftigen die 
Notwendigkeit, der Bevölkerung 
die notwendige Begleitung und Un-
terstützung zu gewährleisten. Dies 
setzt voraus, dass die Mobilitätsfä-
higkeit des Personals im Rahmen der 
Arbeit aufrechterhalten wird“, fasst 
die Gewerkschafterin zusammen. 

Die von der Föderalregierung am ers-
ten April angekündigte Maßnahme 
(30 Mio. Euro, also durchschnittlich 
20 Euro pro Arbeitnehmer im Land) 
war zwar kein Aprilscherz, aber kei-
nesfalls eine Antwort, die der Her-
ausforderung gerecht wird.

Die CNE fordert, dass auf allen po-
litischen Ebenen alle Maßnahmen 
ergriffen werden, damit die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer ihre 
Kernaufgaben weiterführen können:
>>  Eine sofortige Erhöhung des 

Höchstbetrags für Dienstreise-
kosten anstatt  bis zum 1. Juli zu 
warten;

>>  Eine Reform des Berechnungs- 
systems, bei der die Treibstoff-
preise besser berücksichtigt wer-
den;

>>  Die Einrichtung eines Systems, 
das einen Vorschuss auf die Kos-
ten ermöglicht, sprich die Arbeit-
nehmer müssten nicht mehr in 
Vorkasse gehen;

>>  Eine Berücksichtigung der Be-
sonderheit von Arbeitnehmern, 
deren Leistungen ganz oder teil-
weise darin bestehen, dass sie mit 
ihrem Privatfahrzeug zum Wohn-
ort der Nutznießer fahren.

©
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ARBEIT UND E-COMMERCE
GEFÄHRLICHE VERBINDUNGEN
Der Arbeitgeberverband des kommerziellen Sektors, Comeos, hat eine markante 

Zahl herausgebracht: Belgien soll aufgrund der Unterentwicklung des E-Commerce 
bereits 20.000 Arbeitsplätze an die Nachbarländer verloren haben. Laut Comeos 

sei die Unterentwicklung des Sektors vor allem auf die mangelnde Flexibilität der 
Arbeit zurückzuführen. Der Sektor müsse dereguliert werden. Diesen Weg hat die 

Regierung eingeschlagen, indem sie zwei neue Maßnahmen zur Flexibilisierung 
der Nachtarbeit beschloss.

Diese Agenda ist unzumutbar. Sie 
läuft darauf hinaus, die Arbeitsbe-
dingungen und die Löhne zu ver-
schlechtern und den Arbeitgebern zu 
erlauben, Nachtarbeit ohne soziale 
Konzertierung durchzusetzen. Diese 
Maßnahmen werden auch nicht zur 
Weiterentwicklung des Sektors füh-
ren. Der Rückstand des belgischen 
E-Commerce ist nämlich nicht so 
sehr auf die Arbeitsvorschriften zu-
rückzuführen, sondern vielmehr auf 
einen Mangel an unternehmerischer 
Dynamik. Außerdem wird eine sol-
che Entwicklung des E-Commerce 
nur wenig Arbeitsplätze schaffen, die 
zudem von schlechter Qualität sein 
werden und nicht dazu beitragen, 
die belgische (oder wallonische) Ar-
beitslosenquote zu senken. Unserer 
Meinung nach muss ein anderer Weg 
eingeschlagen werden.

Die Ursachen für Belgiens 
Rückstand im E-Commerce
Belgien hinkt im E-Commerce hinter-
her: 2020 wurden mehr als 50 % der 
Online-Einkäufe der Belgier auf einer 
ausländischen Plattform getätigt ge-
genüber nur 22 % in den Niederlan-
den, 15 % in Deutschland und 14 % in 
Frankreich. Die Arbeitsvorschriften 
haben nur einen geringen Anteil an 
diesem Rückstand. 

Zunächst einmal arbeiten mehrere E-
Commerce-Unternehmen in Belgien 
erfolgreich. Dies ist der Fall bei Van-
den Borre oder Coolblue. Letzteres 
beschäftigt in Belgien über 750 Mit-
arbeiter, mehr als in ihrem Zentralla-
ger in den Niederlanden. Colruyt hat 
auch ein Abkommen über Nachtar-
beit für Collect-and-Go-Bestellungen 
getätigt. Wenn die Zustimmung der 
Gewerkschaften erforderlich ist, um 

Nachtarbeit im E-Commerce zuzu-
lassen, sei darauf hingewiesen, dass 
sich die Gewerkschaften, darunter 
auch die CSC, nie gegen Verhandlun-
gen ausgesprochen haben. Die Ge-
genleistungen für Nachtarbeit sind 
Ausgleiche in Form von Zusatzlohn, 
Verbesserung der Sicherheit und der 
Gesundheit der Arbeitnehmer. 

Der belgische Vertriebssektor wird 
von einigen wenigen Unternehmen 
beherrscht, was ihnen hohe Preise 
und Gewinne ermöglicht. Weil sie 
glaubten, den Markt zu dominieren, 
sind sie nicht auf den Zug des E-Com-
merce aufgesprungen. Laut der CEO 
von BeCommerce, einer Vereinigung 
von E-Commerce-Unternehmen, „un-
terstützen Comeos oder Unizo den E-
Commerce erst seit 1 oder 2 Jahren. 
Diese konservative Haltung ist eine 
der Ursachen für den Rückstand Bel-
giens im Online-Handel.“

Auswirkungen des 
E-Commerce-Sektors

Die positiven Auswirkungen dieses 
Sektors sollten ebenfalls hinterfragt 
werden. Wir haben diesbezüglich 
ernste Zweifel.

Zunächst einmal ist die Menge der 
durch den E-Commerce-Sektor ge-
schaffenen Arbeitsplätze zweideutig. 
Tatsächlich vernichtet der E-Com-
merce Arbeitsplätze im klassischen 
Einzelhandel und schafft Arbeitsplät-
ze in der Logistik und im IT-Sektor. Es 
gibt in der Wirtschaftswissenschaft 
keinen Konsens darüber, ob der E-
Commerce einen Nettogewinn an Ar-
beitsplätzen schafft. In Wirklichkeit 
wissen wir es nicht.

Zweitens ist die Qualität der Ar-
beitsplätze im E-Commerce häufig 

schlecht. Der Online-Handel verän-
dert die Situation, weil er Arbeitneh-
mer, die zuvor vor dem internatio-
nalen Wettbewerb geschützt waren, 
gegeneinander antreten lässt. Ein 
belgischer Arbeitnehmer steht nun 
im Wettbewerb mit seinem nieder-
ländischen oder deutschen Kollegen. 
Da die Unternehmen den Standort 
ihres Lagers wählen können, setzt 
der internationale Wettbewerb die 
Löhne und Arbeitsbedingungen un-
ter Druck und führt zu einer Ab-
wärtsspirale. Es ist bekannt, dass 
die Arbeitsbedingungen in der Lo-
gistikbranche schwierig sind: weit 
verbreitete Nachtarbeit, hoher Ein-
satz von Leiharbeitern, befristete 
Verträge, Teilzeitarbeit, niedrige 
Löhne, schwere Arbeit. Nachtarbeit 
hat negative Auswirkungen auf die 
Gesundheit, die bereits mehrfach 
nachgewiesen wurden. Sie führt zu 
Schlafstörungen, Herz-Kreislauf-Pro-
blemen und psychischen Störungen 
und baut das soziale Leben ab. Seit 
2008 wurde Nachtschichtarbeit von 
der IARC (International Agency for 
Research on Cancer) sogar als wahr-
scheinlich krebserzeugend für den 
Menschen eingestuft. Amerikanische 
Studien zeigen, dass Nachtarbeit die 
Sterblichkeit um 11 % erhöht. 

Erfahrungen aus dem Ausland, wo 
der E-Commerce stärker entwickelt 
ist, sind besorgniserregend. Im nie-
derländischen Handel gibt es fast 
dreimal so viele befristete Verträge 
wie in Belgien und doppelt so vie-
le Teilzeitverträge. Das Beschäfti-
gungswachstum in der Logistik in den 
Niederlanden wurde hauptsächlich 
durch die Einstellung von Migran-
ten getragen. Nur wenige Einheimi-
sche arbeiten dort. Die Hälfte der 
Arbeitnehmer sind Leiharbeiter. Mit 
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anderen Worten: Die im niederlän-
dischen E-Commerce geschaffenen 
Arbeitsplätze sind in Wirklichkeit 
Arbeitnehmer, die für den Anlass im-
portiert wurden. Der E-Commerce 
ist aus dieser Sicht keine Antwort, 
um die belgische Arbeitslosenquote 
zu senken. In Frankreich machen be-
fristete und Leiharbeitsverträge ein 
Drittel der Arbeiterstellen im Logis-
tiksektor aus. Dabei handelt es sich 
jedoch größtenteils um dauerhafte 
Stellen, die jedoch in Form von pre-
kären Arbeitsverhältnissen organi-
siert sind. Selbst in Belgien zeigt der 
jüngste Skandal bei PostNL, dass die 
Arbeitsbedingungen im E-Commerce 
in einigen Depots katastrophal sind. 

Darüber hinaus muss darauf hinge-
wiesen werden, welche Auswirkungen 
die Deregulierung des E-Commerce-
Sektors auf die Arbeitsbedingungen 
der derzeitigen Beschäftigten im 
klassischen Einzelhandel haben kann. 
Der Online-Handel verwandelt tradi-
tionelle Geschäfte zum Teil in kleine 
Lager für Waren, die über das Inter-
net verkauft wurden. Dies erzeugt 
Druck für längere Arbeitszeiten und 
atypische Arbeitszeiten (abends, an 
Wochenenden). 

Interessant ist auch die Frage, wie 
effektiv der Sektor bei der Schaffung 
von Arbeitsplätzen ist im Vergleich zu 
den Subventionen, die er erhält. So 
zeigt eine Studie, dass für den Flug-
hafen von Lüttich mehr als 1,2 Mil-

liarden Euro an öffentlichen Geldern 
investiert wurden, für 3.420 direkte 
Äquivalente Vollzeitstellen, d. h. 
mehr als 350.000 € pro Arbeitsplatz. 
Es ist auch bekannt, dass die großen 
Akteure des E-Commerce wie Ama-
zon maßlos Steuerflucht betreiben. 
In diesem Fall fließt der geschaffe-
ne Wohlstand nur in sehr geringem 
Maße an die Allgemeinheit zurück. In 
2020 hatte Amazon in Europa einen 
Umsatz von 44 Milliarden und zahlte 
keinen einzigen Euro Steuern. Ohne 
jegliche Steuerabgaben und mit Ar-
beitsplätzen von geringer Qualität 
sind die Aktionäre die einzigen Nutz-
nießer dieser Art von kommerziellen 
Niederlassungen.

Last but not least sind die ökologi-
schen Auswirkungen des Sektors sehr 
groß. Die Zunahme der Lieferungen 
an die Haustür steigern die Überlas-
tung der Straßen und die Luftver-
schmutzung. Die Ansiedlung großer 
Logistikzentren zerstört Naturräu-
me. Die IT-Infrastrukturen (Rechen-
zentren...) verbrauchen viel Ener-
gie und emittieren Kohlendioxid. 
Es muss also darüber nachgedacht 
werden, die Paketzustellung so weit 
wie möglich zu rationalisieren, eini-
ge Depots an Zugstrecken anzubin-
den, Lastenfahrräder (Cargo-Bikes) 
zu entwickeln und die verbleibende 
Fahrzeugflotte zu elektrifizieren. 

Einen Sektor auszubauen, indem man 
die Gesundheit der Arbeitnehmer 

schädigt, die Umweltverschmutzung 
erhöht und dadurch einigen wenigen 
ermöglicht, sich den produzierten 
Reichtum anzueignen, ist sicherlich 
nicht der richtige Weg. Umgekehrt 
scheint es weder sehr realistisch 
noch wünschenswert, den E-Com-
merce ganz einfach zu verbieten, um 
diese Hürden zu umgehen. Zwischen 
diesen beiden Wegen gibt es Raum 
für die Entwicklung des E-Commerce 
mit einer gerechten Verteilung des 
Reichtums, guten Arbeitsbedingun-
gen und Löhnen sowie geringeren 
ökologischen Auswirkungen. Dazu 
müssen zuallererst die notwendigen 
Regulierungen der Nachtarbeit (ab 
20 Uhr) und die soziale Konzertie-
rung auf Sektoren- und Betriebse-
bene bekräftigt werden. Es müssen 
Allianzen außerhalb der belgischen 
Grenzen mit den im E-Commerce Be-
schäftigten geschaffen werden, um 
gute Löhne und Arbeitsbedingungen 
zu fordern. In Bezug auf ökologische 
Fragen sind die Förderung längerer 
Lieferzeiten, der Transport per Bahn 
und Lastenfahrrad sowie die Verhin-
derung kostenloser Rücksendungen 
weitere Möglichkeiten, die verfolgt 
werden sollten. Ein kritischer Blick 
auf Subventionen für Unternehmen, 
die wenig Arbeitsplätze schaffen 
oder die Gegend verschandeln, ist 
ebenfalls notwendig. In diesem Sinne 
muss die Entwicklung des Sektors in 
Belgien bedacht werden.

DIE
KÜNDIGUNGSSCHREIBEN 

AN DIE VERKÄUFER
SIND RAUS. OK.

HAB 'NEN INFORMATIKER 
GEFUNDEN. LEGE IHN

IN DEN
WARENKORB.



KOMMENTAR
Finger weg vom 
Index!
Dank eines automatischen Indexie-
rungssystems für Löhne und Sozi-
alzulagen, um das uns viele Länder 
beneiden, gelingt es uns, die Auswir-
kungen der Inflation auf die Einkom-
men von Arbeitnehmern, Rentnern 
und Arbeitsuchenden zu begrenzen.

Sorge bereitet uns jedoch weiter-
hin die Inflationsrate in Belgien, die 
weit über der unserer Nachbarländer 
liegt. Die Ursache dafür sind fast aus-
schließlich die Energiepreise, die bei 
uns explodieren. 

Um den Übergang zu einer kohlen-
stoffneutralen Wirtschaft zu be-
schleunigen und den ökologischen 
Wandel voranzutreiben, müssen wir 
schnellstens die Energiepreise für 
alle Verbraucher transparent ma-
chen. Die Herausforderung besteht 
auch darin, die Inflation einzudäm-
men. Um dieser Instabilität zu begeg-
nen, darf die Antwort nicht in einer 
neuen Politik der Lohnmäßigung be-
stehen. Sie muss auch mit einer grö-
ßeren Transparenz darüber begin-
nen, was die großen Unternehmen 
tatsächlich für Energie bezahlen. Es 
ist offensichtlich, dass nicht alle Un-
ternehmen im gleichen Boot sitzen.

Den Arbeitgebern sagen wir: Fordern 
Sie diese Transparenz und lassen 
Sie uns gemeinsam sehen, wie wir 
die belgische Wirtschaft wieder auf 
einen gerechteren Weg bringen kön-
nen. 

Zu viele Arbeitnehmer und Sozialhil-
feempfänger befinden sich derzeit in 
großen Schwierigkeiten. Unser Sozi-
alschutzsystem und freie Lohnver-
handlungen sind die beiden Hebel, 
mit denen wir uns über Wasser hal-
ten können. Wir sollten sie stärken, 
anstatt sie törichterweise in Frage zu 
stellen.

Marie-Hélène Ska
CSC-Generalsekretärin

Jedes Jahr erhalten die Arbeiter des Baufachs zu dieser Zeit eine Bescheini-
gung über Ihre Gewerkschaftsprämie. Ab diesem Jahr wird die Prämie direkt 
auf das Konto aller Arbeiter, die der CSCBIE angeschlossen sind, überwiesen.

Wer hat Anspruch auf diese Prämie? 
>>  Die Bauarbeiter, die zwischen dem 1. April 2021 und dem 31. März 2022 

gearbeitet haben; 
>> Die Mitglieder der CSCBIE.

Wie hoch ist die Prämie?
Wenn sie während der gesamten Referenzperiode gearbeitet haben, er-
halten die CSCBIE-Mitglieder eine Gewerkschaftsprämie von 145 Euro, d. h. 
0,6652 Euro pro gearbeitetem oder gleichgestelltem Tag.

Folgende Tage werden berücksichtigt: 

>> Effektiv gearbeitete Tage; 
>>  Tage der ersten Woche des garantierten Lohns im Krankheitsfall; 
>>  Feiertage; 
>>  Tage der bürgerlichen Abwesenheit (bezahlte Abwesenheit bei Geburt, 

Heirat, Tod,…); 
>>  Tage des Jahresurlaubs; 
>>  Ausgleichsruhetage;
>>  Schlechtwettertage; 
>>  Tage der Arbeitslosigkeit aus wirtschaftlichen oder anderen Gründen mit 

einem Maximum von 20 Tagen;
>>  Tage der Gewerkschaftsschulung; 
>>  Tage des bezahlten Bildungsurlaubs mit einem Maximum von 5 Tagen.

Wann wird die Prämie ausgezahlt? 
Die CSCBIE wird die Gewerkschaftsprämie in der Woche vom 20. Juni 2022 
auszahlen. Die Prämie wird automatisch und direkt auf das der CSCBIE be-
kannte Bankkonto überwiesen. Die Arbeiter werden folglich kein Formular 
mehr erhalten. Es ist daher wichtig, dass die der CSC bekannten persönli-
chen und beruflichen Angaben korrekt sind. Diese können auf der Webseite 
www.diecsc.be unter ‚Meine CSC‘ (oberes Menü) überprüft und gegebenen-
falls angepasst werden.

Arbeiter, denen die Prämie nicht automatisch bis Ende Juni ausgezahlt wur-
de, erhalten das Formular spätestens Anfang Juli per Post. Reichen Sie das 
ausgefüllte Formular zusammen mit Ihrer Kontonummer so schnell wie 
möglich bei der CSC ein, damit wir Ihre Gewerkschaftsprämie schnell aus-
zahlen können. 

Infos+
cscbie.verviers@acv-csc.be
087/85 99 66

Gewerkschaftsprämie Baufach
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http://www.diecsc.be
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